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Leitartikel aus „Soldat im Volk“, Heft 3/2012

Im Vergleich zur ESM-Diktatur erscheint der Versailler Schandfrieden wie ein „Freundschaftsvertrag“!

Liebe Kameradinnen und liebe Kameraden, ich schreibe Ihnen heute aus größter Sorge um das Recht und die Freiheit des Deutschen Volkes. Uns alle beschleicht die Ungewissheit über die weitere Entwicklung der europäischen Geschicke, in die wir so fest eingebunden sind. Wer am 29. Juni 2012 die Bundestagsdebatte zur ESM-Gesetzgebung
 verfolgte, erlebte ein nationales Trauerspiel. 

Wieder einmal mussten die Abgeordneten über ein Gesetz abstimmen, für dessen Beratung sie keine ausreichende Zeit hatten. Die wenigsten von ihnen konnten den umfangreichen Text vollständig lesen und erfassen. Wenn das Bundesverfassungsgericht Anfang September dem Bundespräsidenten die Unterschrift unter dieses Gesetz erlaubt, verlieren wir existentielle Teile unserer Freiheit. Warum?

- Die Mitgliedstaaten müssen in den ESM (der als Bank agiert) zunächst das Grundkapital von 700 Mrd. Euro einzahlen, über die sie dann keinerlei Macht mehr haben. Deutschland zahlt den Großteil davon. Es hat damit Ihr Steuergeld verschenkt!

- Der „Gouverneursrat“ kann (nach Art. 8) die Änderung dieses Grundkapitals beschließen.

- Die Staaten haben dann binnen 7 Tagen bedingungslos und unwiderruflich den Forderungen des „Gouverneursrates“ nach weiteren Zahlungen nachzukommen (Art. 9).

- Der ESM besitzt die volle Geschäfts- und Rechtsfähigkeit zum Anstrengen von Gerichtsverfahren gegen Mitgliedsstaaten. Kein Mitgliedsstaat kann aber gegen den ESM klagen!!

- Der ESM, sein Eigentum, Vermögen und seine Finanzmittel genießen behördliche Immunität.

- ESM-Eigentum, -Vermögenswerte und -Finanzmittel sind vor Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung und jede andere Form von Inbesitznahme durch Regierungshandeln, Gerichts- sowie Verwaltungsentscheidung oder sonstige Rechtswege geschützt.
- Alle Mitglieder der „Gouverneursrates“, deren Stellvertreter und Personal besitzen vor der Gerichtsbarkeit Immunität hinsichtlich ihrer Handlungen und Schriftstücke.

Bitte lesen Sie nur diese wenigen Auszüge aus dem ESM-Gesetz nochmals; es geht hier um Sie, Ihre Rechte und Ihre Freiheit, die Sie verlieren sollen! Warum?

- Binnen 7 Tagen können dann wesentliche Vermögenswerte der Mitgliedsstaaten von der unkontrollierbaren ESM-Institution  abgerufen werden. 

- Diese Forderungen können gerichtlich erzwungen werden. Deutschland oder irgendein anderes Mitgliedsland können sich nicht dagegen wehren.

- Die Staats-Haushalte der Mitgliedsstaaten unterliegen damit der nicht kontrollierbaren Einflussnahme durch eine DEMOKRATISCH NICHT LEGITIMIERTE FREMDINSTITUTION.

Man nennt so etwas Diktatur in reiner Form. Wegen des Ernstes der Situation kommt hier ein ausgewiesener Fachmann zu Wort, dessen eindringliche Ausführungen uns veranlassen müssen, tätig zu werden. Ich selbst bin deshalb Mitkläger gegen den ESM vor dem Bundesverfassungsgericht und wende mich bei jeder Möglichkeit an Abgeordnete. 

*****

Prof. Dr. Eberhard Hamer schrieb kürzlich zu „Die Schuldenkrise  -  Ursache ist die Umverteilung und Folge die Schuldknechtschaft“ in Auszügen folgendes:

„Die Überschuldung Amerikas und der meisten europäischen Staaten ist nicht nur Sprengstoff für das Weltwährungssystem, sondern auch für den Zusammenhalt Europas und sogar für den Zusammenhalt der einzelnen Nationalstaaten. 
Die große öffentliche Schuldenkrise bedroht direkt unsere Währung, unsere Ersparnisse, unseren Wohlstand, unser  Wirtschaftsgefüge, unsere Betriebe, unsere Arbeitsplätze und unsere wirtschaftliche Existenz...

Auf nationaler Ebene wird neuerdings aus «europäischer Solidarität» der größte Finanztransfer von gesunden Ländern –  insbesondere aus Deutschland – zu den bankrotten und korrupten EU-Mitgliedsländern vorbereitet: ESM – «europäische Schuldenmaschine»... 
Durch Überschuldung in die Schuldknechtschaft

...Wenn ... die internationale Hochfinanz den Ländern in der Welt übermäßige, nicht mehr tragbare Kredite gab, muss dies Gründe haben.
Die hemmungslose öffentliche Verschuldung setzte 1971 ein, nachdem die Federal Reserve Bank (FED) durch den amerikanischen Präsidenten von der Golddeckung befreit wurde, also Dollars nicht mehr nur auf Grund ihrer Goldreserven ausgeben, sondern frei und hemmungslos drucken konnte.

Seitdem hat sich die Geldmenge der Welt in dreißig Jahren vervierzigfacht, in den letzten fünf Jahren wiederum verdreifacht, ist also die Geldmengenvermehrung der Dollarherrscher immer hemmungsloser geworden. So konnten die Eigentümer der privaten FED – die Goldman-Sachs-Bande – hemmungslos immer mehr Kredite verteilen...

Inzwischen sind mehr als 200 Länder der Erde der US-Hochfinanz ... zins- und tributpflichtig geworden. Das, was frühere Generationen durch militärische Eroberungen erreichen mussten..., hat die Goldman-Sachs-Bande durch freie Geldschöpfung, Kreditvergabe und daraus resultierende Schuldknechtschaft erreicht... Sie hat auf Krediten das größte Finanzimperium aufgebaut, welches je in der Geschichte entstanden ist.
Die Umverteilung neuer Gaben an die Bürger durch Schulden war also von seiten der Kreditgeber ein gezieltes Herrschaftsmittel, um Staaten und ihre Bürger in Schuldknechtschaft zu treiben, tributpflichtig zu machen und als Vasallen beherrschen zu können...
Beispiel Griechenland

...Griechenland war nur durch Betrug von Goldman Sachs überhaupt in die EU gekommen, wurde von dort mit bis zu 380 Milliarden Euro Krediten gefüttert. Bei den angeblichen Rettungsbemühungen war aber keine «private Beteiligung» von Kreditgebern zu finden, sondern wurde nur darüber geredet, wie andere noch nicht überschuldete Länder für das überschuldete Griechenland haften sollten. Angeblich aus «europäischer Solidarität», um der dortigen Bevölkerung zu helfen. 

Dadurch aber ist in Griechenland nichts besser, sondern alles immer schlechter geworden. Hier ist auch keine Hilfe geblieben, sondern die Gelder gingen gleich weiter aus den Schuldknechtschaftsländern an die Gläubigerbanken der Hochfinanz.

Praktisch war also die gesamte Rettungsaktion keine Rettungsaktion zugunsten der Schuldnerländer, sondern zugunsten der US-Finanzhyänen, welche die Welt in Schuldknechtschaft getrieben und die Macht haben, andere noch nicht überschuldete Regierungen zum Verfassungsbruch und in die Mithaftung und Mitverschuldung zugunsten der US-Finanz zu treiben.

Die Schulden durften also nicht verschwinden, sie müssen bestehen bleiben, um die Schuldknechtschaft durch Dollarherrschaft zu erhalten. Dabei werden auch die angeblichen Rettungsschirme immer höher gestuft; und 

· deshalb hat auch die EZB entgegen ihrer Satzung rechtswidrig immer mehr Schuldtitel überschuldeter Länder aufkaufen müssen (über 700 Milliarden Euro),
· deshalb werden die Eurozinsen künstlich niedrig gehalten, damit die wachsenden Schulden in ständig wachsender Geldmenge (neu gedrucktem Geld) erhalten bleiben.

Mit Hilfe der Rettungsschirme begibt sich Deutschland freiwillig in Gesamthaft aller zahlungsunfähigen europäischen Schuldkechtschaftsländer gegenüber der US-Hochfinanz. Einzelschulden dieser Länder werden Gesamtschulden, für die dann Deutschland insgesamt haften soll.

Dies bedeutet: Die Bundestagsbeschlüsse zur Fiskalunion und zum ESM ... wären ein zweites Ermächtigungsgesetz, mit dem Deutschland seine Finanzsouveränität einer europäischen Diktatur überantwortet. 

Wie das erste Ermächtigungsgesetz 1933 eine nationale Diktatur geschaffen hat, schafft das zweite eine europäische Finanzdiktatur. Und im Hintergrund zieht die Hochfinanz die Fäden zu einer immer größeren und vollständigeren Schuldknechtschaft über ganz Europa.
Jede Lösung der Finanzkrise muss die Zinsknechtschaft erhalten

Die Schuldenkrise in Europa hat sich seit Jahrzehnten aufgebaut. Sie wird jetzt immer dann von den amerikanischen Rating-Agenturen hochgezogen, wenn der Dollar absackt, wenn die Überschuldung der USA im Weltbewusstsein zum Vertrauensverlust des Dollars führt. Dann fließen nämlich den USA nicht mehr die notwendigen jährlich 400 Milliarden Dollar aus dem Ausland zu, welche die USA brauchen, um zahlungsfähig zu bleiben (überschuldet sind sie längst).

Wenn also der Dollar an Vertrauen verliert, muss der Euro noch stärker an Vertrauen verlieren, damit die Spekulanten nicht vom Dollar in den Euro flüchten. Die US-Hochfinanz braucht also die Euro-Krise, um das Dollar-Imperium zu halten.
Zugleich braucht aber das Weltfinanzimperium auch die Aufrechterhaltung der Schuldknechtschaft, also der nationalen Schulden, damit sich kein Land aus der Tributpflicht stiehlt. Deshalb darf kein Land Staatsbankrott erklären, um sich dadurch etwa von den Schulden der US-Hochfinanz zu befreien.
Also kommen nur Zwischenlösungen in Frage, welche die bestehende Schuldknechtschaft und Dollarherrschaft der US-Hochfinanz nicht gefährden:
· Angeblich sollen die Schuldnerländer eine langfristige Sanierung durch Sparen erreichen. Deshalb wird z.B. Griechenland zum Sparen gezwungen. In einer Demokratie kann aber keine Regierung ernsthaft sparen, ohne aus dem Amt zu fliegen. Die Bevölkerung duldet nur begrenzte Einschränkungen. Durch Sparen wird also die derzeitige Überschuldung nicht lösbar. Bald werden also die Sparbemühungen aufgegeben werden müssen.
· Auf Weisung aus den USA soll die EU die Schuldenkrise europäisch lösen. Dahinter steht das Streben, die verschuldeten Länder durch Beiträge und Bürgschaften der noch nicht überschuldeten Länder vorerst zahlungsfähig zu erhalten. Dahinter steht aber auch das Ziel des Weltfinanzimperiums, mit Hilfe von Bürgschaften aus Einzelschulden der überschuldeten Länder Gesamtschulden aller europäischen Länder zu machen und damit die noch nicht überschuldeten Länder mit in die Schuldknechtschaft zu treiben.

Dazu werden angebliche Rettungsschirme und der ESM initiiert, um die Schulden zu sozialisieren, insbesondere Deutschland mit in die Überschuldung zu treiben und alle Länder für die Kredite der US-Hochfinanz haften zu lassen.
Damit wird aber nur Zeitgewinn erreicht, das Problem nicht gelöst, sondern nur vergrößert und verschärft.
· In den USA selbst wird die Lösung der Überschuldung durch Geldschwemme angestrebt. Das Geld soll um so mehr vermehrt werden, je höher die Schulden wachsen, «um die Schulden in Geldmenge zu ertränken». Dies wird über die EZB auch in Europa durchzuführen versucht. Der ESM ... ist nichts anderes als eine solche Geldvermehrungsmaschine. 

Und nun die Notenpresse auf Hochtouren?

Die Geldvermehrung in Europa ist auch deshalb notwendig, damit die Wechselkurse des Dollars bei dessen hemmungsloser Vermehrung nicht zu sehr absacken. Geldmengenvermehrung bedeutet aber immer auch Inflation. Eine fortschreitende und später galoppierende Inflation ist also programmiert. Jede galoppierende Inflation führt irgendwann aber auch zur Währungsreform, zur Auflösung des Geldwertes.
Faszinierend für die Hochfinanz... Der Weg über Geldmengenvermehrung, Inflation und Währungsreform vernichtet nur das Finanzvermögen der Bürger, erhält aber die Schuldherrschaft des Finanzimperiums. 
Wie würde uns dieser Weg treffen?
· Verlierer in jeder Inflation und Währungsreform sind alle Geldwertinhaber, alle Inhaber von monetären Werten.
· Auch alle Transferleistungsempfänger und Empfänger laufender Unterhaltszahlungen werden durch Geldentwertung geschädigt.
· Viele bisher wohlhabende Menschen werden dadurch arm werden, vor allem in ihrem Finanzvermögen, während die Sachwertbesitzer nur dann verlieren, wenn der Staat ihnen Ersatzsteuern auferlegt (Lastenausgleich).
· Erst eine Währungsreform wird die Scheinblüte und die öffentliche Üppigkeit sowie das Leben von öffentlichen Gaben beenden und viele Völker wieder verarmen lassen.
· Die Völker werden sich danach zwangsläufig entweder wieder von der Transferleistungsgesellschaft zur Leistungsgesellschaft zurückentwickeln müssen, oder sie werden international aus dem Wettbewerb ausscheiden und verarmen. 

Nächster Irrweg Krieg?

Es könnte allerdings in Kürze auch noch ein ganz anderer Ausweg beschritten werden, der oft schon Diktatoren als letzter Ausweg erschien, wenn sie praktisch mit dem Rücken zur Wand standen: Es ist kein Geheimnis, dass Israel Krieg noch in diesem Jahr will. Der amerikanische Kriegsminister Panetta rechnete mit einem Überfall Israels auf Iran «zwischen April und Juni dieses Jahres». Allerdings hängt dies nach seiner Ansicht davon ab, wie lange der Mossad und die Insurgenten in Syrien brauchen, bis dieses Land entweder «befriedet» oder zumindest so destabilisiert ist, dass von Syrien auf die Nordgrenze Israels keine Gefahr mehr droht. Erst dann könne Israel gegen Iran losschlagen.
Würde diese Kriegsalternative noch in diesem Jahr Wirklichkeit, wäre damit der dritte Weltkrieg angezettelt. Die USA sind vertraglich zur Hilfe Israels verpflichtet, und die NATO ist schon lange kein Verteidigungsbündnis mehr, sondern eine Hilfstruppe der US-Macht, wäre also finanziell, mit Soldaten und Technik dabei. Ein solcher Krieg würde die derzeitige Weltfinanzkrise überspielen. Immer haben im Krieg Finanzdinge keine Rolle gespielt, weil die Angreifer auf Sieg und auf die Beute hofften. Die USA haben sich zudem zweimal aus größten Wirtschaftskrisen durch Kriege und Kriegsbeute zur führenden Wirtschaftsmacht der Welt entwickelt. Warum sollten sie es nicht ein drittes Mal versuchen?...

Diese kriegerische Lösung der Finanzkrise wäre von allen Alternativen die schädlichste... Dagegen wäre eine friedliche Inflation und Währungsreform noch das «geringere Übel».

Abstimmung über ESM-Ratifikation im österreichischen Parlament verschoben

Ursprünglich war die Ratifikation des schon beschlossenen EU-Fiskalvertrages im österreichischen Parlament auf Mitte Mai anberaumt. Verschiedene engagierte Initiativen, kritische Stellungnahmen von Einzelpersonen sowie die Gründung des Personenkomitees «Für eine Volksabstimmung über den EU-Fiskalpakt» haben dazu beigetragen, dass diese still und heimlich an den Bürgern vorbei geplante Vertragsabsegnung wieder von der Tagesordnung des Nationalrats genommen wurde.
An einer Pressekonferenz im Vorfeld der Demonstration fasste Boris Lechtaler das Anliegen des Personenkomitees prägnant zusammen: «Es geht um eine fundamentale demokratische Frage: Das Parlament hat das Recht und die Pflicht, über die Einnahmen und Ausgaben des Staates zu entscheiden. Es kann dieses Recht nicht einfach an demokratisch nicht legitimierte Institutionen wie die EU-Kommission oder den EUGH übertragen. Dazu hat das Parlament kein Recht. Deshalb fordert das Personenkomitee eine Volksabstimmung über den Fiskalpakt.“  Soweit  wesentliche Inhalte des Aufsatzes von Prof. Dr. Eberhard Hamer.
Die Hochfinanz will die Handlungsfreiheit der Politik einschränken, um die „Freiheit des Geldes“ zu haben. Längerfristig würde das Wirtschaft und Sozial​staat strangulieren.

Vor Entdemokratisierung müssen wir warnen und eine Volksabstimmung fordern; sie wäre kein Gnadenakt des Parlaments sondern das Recht der Bevölkerung, über Existenz bedrohenden Fragen souverän zu entscheiden.

Wer die unkontrollierbare ESM-Zwangsherrschaft verhindern will, muss den Volksentscheid verlangen. Das Bundesverfassungsgericht ist nun am Zuge! Es kann der Politik diesen Weg vorschreiben, denn im Vergleich zur ESM-Diktatur erscheint der Versailler Schandfrieden wie ein „Freundschaftsvertrag“!

[image: image1.png]



Steilvorlage für das Bundesverfassungsgericht

Prof. Dr. Paul Kirchhof, 12 Jahre lang Verfassungsrichter und Professor für Öffentliches Recht an der Universität Heidelberg, gab seinen Kollegen vom Bundsverfassungsgericht mit folgenden Kernsätzen wesentliche „Entscheidungshilfen“:
· Die Europäische Union steht und fällt mit ihrer Rechtlichkeit.

· Instabilität des Rechts wiegt schwerer als Instabilität der Finanzen!
· Ohne Recht gibt es keinen Frieden. 
· Der EZB ist es ausdrücklich untersagt, die Staatshaushalte zu finanzieren und dafür Staatsanleihen zu kaufen... Der Unionsvertrag betont besonders die finanzielle Eigenverantwortlichkeit jedes Mitgliedsstaates.
· Die Bundesrepublik Deutschland hätte dem Vertrag über die Währungsunion nicht zugestimmt, wenn diese rechtlichen Sicherungen nicht vorher verbindlich vereinbart worden wären.
· Die Staatsschulden müssen beschränkt werden, weil ihre Lasten die heute noch wehrlose nachfolgende Generation betreffen und der Staat in Abhängigkeit zu seinen Kreditgebern gerät. Staatsschulden sind unsozial.
· Hätten die Staaten das Recht zur Begrenzung der Staatsschulden beachtet, gäbe es diese Schuldenkrise nicht. Der Ursprung der Finanzprobleme liegt also im rechtswidrigen Handeln der Staaten.
· Dem Bürger mehr Wohltaten zu gewähren, als ihm steuerlich zustehen, ist verfassungswidrig.
· Wir spielen mit dem Feuer, wollen selbstverständlich niemals den großen Brand. Doch dieser droht ernstlich. Manche Eurostaaten stehen kurz vor der Zahlungsunfähigkeit, weil das Recht missachtet worden ist.
· Es scheint nicht sicher, dass der Abgeordnete bei der Entscheidung über die neuen Verträge verschrobene Begriffe wie "Finanzstabilitätsfazilität", "Stabilitätsmechanismus" ... versteht, die Bedeutung der Verträge überschaut, ihre Folgewirkungen einschätzen kann. Für die Demokratie stellt sich damit die Frage, ob ein Volksvertreter, der das Volk im Wissen nicht zu vertreten mag, für das Volk entscheiden darf.
· Freiheit heißt, sein Leben eigenverantwortlich gestalten zu dürfen, vom Staat in der Suche nach dem Glück nicht beeinträchtigt zu werden. Freiheit bedeutet nicht, ein risikofreudiger Anleger dürfe den Schaden seiner Fehleinschätzung auf die Allgemeinheit abwälzen.
· Der Steuerzahler ist nicht der Finanzier privatwirtschaftlicher Fehlentscheidungen.
*****

Wir können nur hoffen, dass das Bundesverfassungsgericht diese klare Rechtsposition teilt - und auch den Mut dazu hat. Der Weg in die ESM-Diktatur muss aufgehalten werden.
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� ESM = Europäischer Stabilitäts-Mechanismus


� Erklärung des bekannten österreichischen Wirtschaftsforschers, Stephan Schulmeister, Unterstützer der Initiative, in einem Interview in der Wochenzeitung «Die Furche» am 10. Mai 2012 (zitiert aus dem zitierten Aufsatz von Prof. Dr. Eberhard Hamer).


� Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. Juli 2012.





